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Ein für Pendler durchaus erfreuliches 
VwGH-Erkenntnis (GZ 2009/13/0151 vom 
26.6.2013) bringt zum Ausdruck, dass in 
Hinblick auf die Geltendmachung des 
(großen) Pendlerpauschales bei der Wahl 
der Fahrtstrecke Sicherheitsüberlegungen 
(ebenso wie die Vermeidung von Lärm und 
Abgasen im Wohngebiet) eine größere Be-
deutung haben als die Einhaltung der ab-
solut kürzesten Strecke. Das große Pend-
lerpauschale gilt für ArbeitnehmerInnen, 
deren Arbeitsplatz mindestens zwei Kilo-
meter von der Wohnung entfernt ist, de-
nen aber die Benützung eines öffentlichen 
Verkehrsmittels nicht möglich oder nicht 
zumutbar ist. Je nach Distanz zwischen Ar-
beitsplatz und Wohnung liegt dieses bei 2 
bis 20 km bei 31 € monatlich, bei mehr als 
20 km und bis 40 km bei 123 €, bei mehr als 

40 km bis 60 km bei 214 € und bei mehr 
als 60 km bei 306 € im Monat.

Im gegenständlichen Fall hatte ein Pendler 
anstelle einer Route über eine Bergstre-
cke eine unwesentlich längere, aber gut 
ausgebaute Fahrtstrecke gewählt. Das 
Finanzamt wollte zunächst mit dem Hin-
weis, dass die Bergstrecke nur 36 km lang 
sei (und damit unter der Grenze von 40 km 
liegt) lediglich den niedrigeren Satz zuge-
stehen. Dem Argument des Pendlers, dass 
die Bergstrecke eine höhere Unfallgefahr 
aufweise und damit für eine tägliche Fahrt 
unzumutbar ist, folgte das Finanzamt zu-
nächst nicht. Der VwGH teilte jedoch die 
Argumentation des Steuerpflichtigen und 
führte in seinem Erkenntnis aus, dass der 
Begriff der „Fahrtstrecke“ jene kürzeste 
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Strecke umfasst, deren Benutzung nach 
dem Urteil gerecht und billig denkender 
Menschen für die täglichen Fahrten eines 
Pendlers sinnvoll ist.  

Für die Höhe des Pendlerpauschales 
kommt es daher nicht darauf an, welche 
Fahrtstrecke die kürzeste sei, sondern 
welche ein Pendler vernünftigerweise für 
seine täglichen Fahrten von der Wohnung 
zum Arbeitsplatz und zurück wählen wür-
de. Somit können Pendler demnach ohne 
steuerlichen Nachteil auf die Benutzung 
der kürzesten Strecke verzichten, wenn 
diese nicht gefahrlos befahrbar ist. 

2

KLIENTEN-INFO – WIRTSCHAFTS- & STEUERRECHT FÜR DIE PRAXIS OKTOBER 2013

Im neu gefassten § 179 Abs. 3 FinStrG 
ist nunmehr geregelt, dass der Bestraf-
te gemeinnützige Leistungen i.S.d. § 3a 
StrafvollzugsG anstelle einer Ersatzfrei-
heitsstrafe auch bei einer Bestrafung im 
verwaltungsbehördlichen Finanzstraf-
verfahren erbringen kann (im gerichtli-
chen Verfahren war dies schon bisher der 
Fall). Damit hat der Gesetzgeber auf ein 
Erkenntnis des VfGH (GZ B 1070/11 vom 
11.10.2012) reagiert, wonach es auch im 
verwaltungsbehördlichen Finanzstrafver-
fahren möglich sein muss, gemeinnützige 
Arbeit anstelle einer Ersatzfreiheitsstra-
fe (wenn die Geldstrafe vom Verurteilten 
nicht einbringlich ist) zu leisten. Anwen-
dungsfall sind oftmals Insolvenzverfah-
ren, in denen für nichtbezahlte Steuer-
schulden auch Finanzstrafen verhängt 
werden können. 

PENDLERPAUSCHALE - 
FAHRTSTRECKENWAHL 
UND SICHERHEITSBEDÜRF-
NISSE   (Fortsetzung von Seite 1)

ÄNDERUNG DER STIFTUNGSEINGANGSSTEUER BEI 
LIECHTENSTEINISCHEN STIFTUNGEN AB 2014

GEMEINNÜTZIGE LEISTUN-
GEN ANSTATT ERSATZ- 
FREIHEITSSTRAFEN 

»	 kein ausdrücklicher oder konkludenter 
Mandatsvertrag besteht.

Der 5%ige Eingangssteuersatz bei Wid-
mungen an intransparente liechtenstei-
nische Stiftungen kommt gemäß dem 
neuen Abkommen zur Anwendung, wenn 
zusätzlich folgende Punkte erfüllt sind:

»	 Die Stiftung muss gegenüber dem ös-
terreichischen Finanzamt offengelegt 
sein, wobei sich die Offenlegungsvor-
schriften nach österreichischem Stif-
tungseingangssteuergesetz richten 
und somit sämtliche Dokumente in der 
geltenden Fassung, welche die innere 
Organisation, die Vermögensverwal-
tung oder die Vermögensverwendung 
betreffen, bis spätestens zum Zeitpunkt 
der Fälligkeit der Stiftungseingangs-
steuer dem zuständigen Finanzamt of-
fenzulegen sind.

»	 In Liechtenstein dürfen nicht die Son-
dersteuerbestimmungen für Privat-
vermögensstrukturen zur Anwendung 
kommen. Nach liechtensteinischem 
Recht gelten als Privatvermögensstruk-
tur alle Stiftungen, die ausschließlich 
Kapitalanlagen sowie Beteiligungen an 
juristischen Personen haben, die keinen 
beherrschenden Einfluss ermöglichen.

Sofern die Offenlegung der Liechtenstein-
stiftung gegenüber der österreichischen 
Finanzverwaltung nicht erfolgt, kommt 
es zu einem sogenannten „Anonymitäts-
zuschlag“ von 2,5% und somit zu einer 
Eingangsbesteuerung von 7,5%. Wird die 
Offenlegungspflicht nicht erfüllt und 
wird die Stiftung in Liechtenstein als Pri-
vatvermögensstruktur deklariert, kommt 
es zu einem Eingangssteuersatz von 10%.

Die liechtensteinische Stiftung gewinnt 
durch die Neuerungen ab 2014 an Attrak-
tivität. Jedoch ist eine Schlechterstellung 
gegenüber der österreichischen offenge-
legten Privatstiftung mit einem Eingangs-
steuersatz von 2,5% weiterhin gegeben. 
Ob diese Diskriminierung einer höchstge-
richtlichen Prüfung standhält, wird sich 
noch herausstellen müssen.

Bei Widmungen an intransparente liech-
tensteinische Privatstiftungen schlug die 
Finanz bisher ziemlich hart zu und be-
steuerte das gewidmete Vermögen mit 
25%, da mit Liechtenstein bisher keine 
umfassende Amts- und Vollstreckungshil-
fe bestand. Dies hat sich nun geändert, da 
Anfang September das liechtensteinische 
Parlament grünes Licht für das Steuer-
abkommen zwischen Liechtenstein und 
Österreich gegeben hat. Das neue Abkom-
men gilt ab 1.1.2014 und vermindert die 
Eingangssteuersätze für Vermögensüber-
tragungen an liechtensteinische intrans-
parente Stiftungen auf einen Steuersatz 
zwischen 5% und 10%.

Unter einer intransparenten Stiftung 
versteht man eine Stiftung, der aus steu-
erlicher Sicht Vermögen und Einkünfte 
zugerechnet werden können. Im Gegen-
satz hierzu wird bei einer transparenten 
Stiftung aus österreichischer Sicht das 
Vermögen steuerlich weiterhin direkt 
dem Stifter zugerechnet. Eine Stiftungs-
eingangssteuer wird bei Widmungen an 
transparente Stiftungen nicht erhoben, 
allerdings werden auch die liechtenstei-
nischen steuerlichen Begünstigungen der 
Stiftung aus österreichischer Sicht nicht 
anerkannt. Bisher war die Unterscheidung 
zwischen transparenten und intransparen-
ten Stiftungen in der Praxis schwierig, da 
es keine gesetzlichen Regelungen gab, die 
eine Entscheidungsfindung vereinfacht 
hätten. In dem neuen Steuerabkommen 
sind nun erstmals Kriterien angeführt, 
nach denen eine in Liechtenstein verwal-
tete Stiftung als intransparent gilt. Diese 
Intransparenz ist erfüllt, wenn

»	 weder der Stifter noch ein Begünstigter 
oder eine diesen nahestehende Person 
Mitglied im Stiftungsrat oder in einem 
Gremium sind, dem Weisungsbefugnis-
se gegenüber dem Stiftungsrat zuste-
hen,

»	 kein Abberufungsrecht des Stiftungs-
rates durch den Stifter, einen Begüns-
tigten oder durch eine diesen naheste-
hende Person ohne wichtigen Grund 
besteht und



winnausschüttung. Die Bildung von Rück-
stellungen bei der Gesellschaft nach Haf-
tungsübernahme stellt aber jedenfalls ein 
Indiz dafür dar, dass mit einem Schlagend-
werden der Haftung ernsthaft gerechnet 
werden muss.

OKTOBER 2013
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Fortsetzung auf Seite 4

Gewinnausschüttung, welche auch bereits 
mit der Übernahme der Haftung und nicht 
erst mit dem späteren Schlagendwerden 
wirksam geworden sei. Bewertungsmaß-
stab für die Höhe der verdeckten Gewinn-
ausschüttung ist das Ausmaß der Inan-
spruchnahme, mit dem zum Zeitpunkt der 
Freistellung gerechnet werden musste.

Insgesamt sollte daher bei der Übernahme 
und Freistellung von Haftungsverpflich-
tungen aus steuerlicher Sicht Vorsicht 
geboten sein. Darüber hinaus können 
auch gesellschaftsrechtliche Aspekte pro-
blematisch sein. Positiv zu bewerten ist 
zumindest der Umstand, dass ein derarti-
ger Vorgang nur dann eine verdeckte Ge-
winnausschüttung auslöst, wenn mit der 
Inanspruchnahme der Haftungsverpflich-
tung gerechnet werden muss und somit 
dem aus seiner Haftung freigelassenen 
Gesellschafter tatsächlich ein Vorteil er-
wächst. Somit ist nicht zwangsläufig jede 
Haftungsübernahme eine verdeckte Ge-

In der Praxis kommt es mitunter vor, dass 
ein Gesellschafter (natürliche Person) 
Haftungen für Kreditverbindlichkeiten 
seiner Gesellschaft übernehmen muss. 
Dass bei Beendigung der Haftung steuer-
lich Vorsicht geboten ist, zeigt eine jüngst 
ergangene Entscheidung des UFS Wien 
(GZ RV/3236-W/11 vom 14.5.2013). Im ge-
genständlichen Fall hatte ein Alleingesell-
schafter einer GmbH für den Kredit einer 
Beteiligung dieser GmbH eine Haftung 
übernommen. Im weiteren Verlauf wurde 
die Beteiligung von der GmbH wieder ver-
äußert, wobei seitens der GmbH im Zuge 
der Veräußerung die Haftung für den noch 
aushaftenden Kredit übernommen wurde 
und dadurch die Bank den Alleingesell-
schafter aus seiner Haftungsverpflichtung 
entließ. Wenig später wurde die Haftung 
bei der GmbH tatsächlich schlagend.

Die Finanzverwaltung und in weiterer Fol-
ge auch der UFS sahen in der Haftungsfrei-
stellung des Gesellschafters eine verdeckte 

VERDECKTE GEWINNAUSSCHÜTTUNG BEI BEFREIUNG VON HAFTUNGSVER 
PFLICHTUNG

belastende Auflagen ausreichend er-
scheinen.

»	 Bestimmte Änderungen, die das Emis-
sionsverhalten einer Anlage zu den 
Nachbarn nicht nachteilig beeinflussen, 
sind künftig nur mehr anzeige- statt 
genehmigungspflichtig. Die Behörde 
kann erforderlichenfalls im Anzeigever-
fahren auch Auflagen vorschreiben. Die 
Anlagen dürfen erst betrieben werden, 
wenn der Bescheid der Behörde vor-
liegt.

»	 Anlagenänderungen bei sportlichen 
oder kulturellen Großereignissen mit 
überregionaler Bedeutung sind unter 
Einhaltung von Anzeigepflichten für 
eine Dauer von bis zu vier Wochen ohne 
Betriebsanlagengenehmigung mög-
lich. 

»	 Vereinfacht wurde auch die Genehmi-
gung nachträglicher Änderungen von 
Auflagen aus einem Genehmigungsbe-
scheid. Bisher waren solche Änderun-

ÄNDERUNGEN IN DER GEWERBEORDNUNG

gen nur bei einer Änderung der Sach- 
und Rechtslage möglich. Die Behörde 
muss nunmehr Änderungen auf Antrag 
des Betreibers zulassen, wenn Schut-
zinteressen des Betriebsanlagenrechts 
weiterhin gewahrt bleiben (somit auch 
bei möglicherweise gleicher Sach- und 
Rechtslage). 

»	 Eindeutige Regelung der Zuständigkeit 
erster Instanz für bezirksübergreifende 
Betriebsanlagen: zuständig ist jene Be-
zirksverwaltungsbehörde, in deren Be-
reich sich der flächenmäßig größte Teil 
der Betriebsanlage befindet.

Geändert wurden auch die Haftpflichtver-
sicherungsbestimmungen für Baumeis-
ter: 

»	 Bei einem Jahresumsatz von bis zu 
38,5 Mio.  € muss die Haftpflichtver-
sicherung für Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden eine Mindestver-
sicherungssumme von 1,0 Mio.  € pro 

Für die Praxis nicht unwesentliche Ände-
rungen wurden in der Gewerbeordnung 
(BGBl. I 85/2013) bei den betriebsanlagen-
rechtlichen Bestimmungen vorgenom-
men, die bereits auch im Wesentlichen mit 
29.5.2013 in Kraft getreten sind: 

»	 Bei einer Betriebsübernahme kann der 
Übernehmer innerhalb von sechs Wo-
chen von der Behörde eine Zusammen-
stellung aller relevanten Bescheide für 
die Betriebsanlage beantragen. Diese 
Regelung soll dem Übernehmer einen 
vollständigen Überblick über die für 
den Betrieb der übernommenen Anlage 
relevanten Auflagen ermöglichen. In-
nerhalb von sechs Wochen nach Über-
mittlung der Zusammenstellung hat 
der Übernehmer die Möglichkeit zu be-
antragen, dass vorgeschriebene Aufla-
gen aufzuheben oder abzuändern sind, 
wenn die Auflagen für die wahrzuneh
menden Interessen nicht oder nicht 
mehr erforderlich sind bzw. weniger 
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BÜRGSCHAFTSERKLÄRUNG AUCH PER FAX GÜLTIG

Bürgschaftserklärungen gelten für den 
Bürgen gemeinhin als gefährlich, da sie 
je nach konkreter Ausprägung (Ausfalls-
bürgschaft, Bürge und Zahler usw.) dazu 
führen können, dass der Gläubiger (sofort) 
auf den Bürgen zurückgreift, um seine 
Forderung zu befriedigen. Das allgemei-
ne bürgerliche Gesetzbuch sieht deshalb 
ein Schriftlichkeitserfordernis für Bürg-
schaftserklärungen vor, um vor dem un-
überlegten Eingehen einer Bürgschaft zu 
schützen.

Der Oberste Gerichtshof hat unlängst in 
einer bemerkenswerten Entscheidung (GZ 
Ob 41/12p vom 24.7.2013) betont, dass eine 
Bürgschaftserklärung auch dann gültig 
ist, wenn das Original der Erklärung vom 
Bürgen unterschrieben wird und dann 
dem Gläubiger bloß per Fax (Fernkopie) 
übermittelt wird und nicht im Original zu-
geht. Begründet wurde diese Abkehr von 
der früheren Haltung des OGH damit, dass 
die Erklärung auch beim Fax schriftlich 
abgegeben wird und wie bei einem Brief 
den Machtbereich des Absenders verlässt. 

Überdies sei der Schutzzweck der Norm in 
Form des Schriftlichkeitserfordernisses 
immer noch gegeben, da die Bürgschafts-
erklärung zuerst eigenhändig unterschrie-
ben wird und dann per Fax versendet wird.

Die Entscheidung ist für den konkret be-
troffenen Bürgen freilich nachteilig - er 
war davon ausgegangen, dass er für ein 
erfolgloses Geschäftsprojekt i.Z.m. ei-
nem Steinbruch in Dubai nicht als Bürge 
herangezogen werden könne, da seine 
Bürgschaftserklärung per Fax übermit-
telt wurde und seiner Meinung nach die 
Voraussetzung der Schriftlichkeit nicht 
gegeben war. Der OGH sah die Sachlage 
anders und fällte eine in Fachkreisen um-
strittene Entscheidung. Fraglich sei vor al-
lem, ob auch durch ein Fax die vom Gesetz 
gewünschte Beweissicherungsfunktion 
erfüllt werden könne, welche durch Über-
gabe bzw. Übermittlung des Originals der 
Bürgschaftserklärung jedenfalls gegeben 
ist.

Erwartungsgemäß werden die Preise für 
die Autobahnvignette 2014 wieder ange-
hoben. Im Einzelnen gelten für den Erwerb 
der limettenfarbenen Vignette für Kfz bis 
maximal 3,5 Tonnen Gesamtgewicht fol-
gende Preise (inkl. USt):

Einspurige KFZ Mehrspurige KFZ

Jahresvignette 32,90 (32,10)  € 82,70 (80,60) €

2-Monatsvignette 12,40 (12,10) € 24,80 (24,20) €

10-Tagesvignette 4,90 (4,80) € 8,50 (8,30) €

Die 2014er-Vignette gilt vom 1. Dezember 
2013 bis zum 31. Jänner 2015. 

Schadensfall (maximal 3,0 Mio.  € pro 
jährlicher Versicherungsperiode) betra-
gen. Liegt der Jahresumsatz über 38,5 
Mio.  € so hat sich die Versicherungs-
summe auf 3,0 Mio.  € (maximal 15,0 
Mio.  € pro jährlicher Versicherungs-
summe) zu belaufen. Die geänderten 
Bestimmungen sind mit 1.8.2013 in 
Kraft getreten.

Anpassungen an die neuen Vorschriften 
zu den Verwaltungsgerichten: 

»	 Rechtsmittelinstanz gegen Bescheide 
der Bezirksverwaltungsbehörde sind 
ab 1.1.2014 die Verwaltungsgerichte der 
Länder (bisher unabhängiger Verwal-
tungssenat). Anstelle Berufung heißen 
solche Rechtsmittel künftig „Beschwer-
de“, Beschwerden an den Verwaltungs-
gerichtshof heißen künftig „Revision“.

ÄNDERUNGEN IN DER GE-
WERBEORDNUNG 
(Fortsetzung von Seite 3)

Die Höhe der Unterhaltsleistungen für 
Kinder als Folge einer Trennung der Eltern 
basiert regelmäßig auf einem gerichtli-
chen Urteil oder Vergleich bzw. einer be-
hördlichen Festsetzung. In Fällen, in denen 
eine behördliche Festsetzung der Unter-
haltsleistungen nicht vorliegt, sind die Re-
gelbedarfsätze anzuwenden. Die monat-
lichen Regelbedarfsätze werden jährlich 
per 1. Juli angepasst. Damit für steuerliche 
Belange (relevant für Unterhaltsabsetzbe-
trag) unterjährig keine unterschiedlichen 
Beträge zu berücksichtigen sind, sind die 
nunmehr gültigen Regelbedarfsätze für 
das gesamte Kalenderjahr 2014 heranzu-
ziehen (siehe Tabelle).

Für die Geltendmachung des Unter-
haltsabsetzbetrages von 29,20  € (1. 
Kind)/43,80  € (2. Kind)/58,40  € (3. und 
jedes weitere Kind) gilt in diesem Fall 
Folgendes: Liegen weder eine behörd-
lich festgelegte Unterhaltsverpflichtung 

noch ein schriftlicher Vertrag vor, dann 
bedarf es der Vorlage einer Bestätigung 
der empfangsberechtigten Person, aus der 
das Ausmaß des vereinbarten Unterhalts 
und das Ausmaß des tatsächlich bezahl-
ten Unterhalts hervorgehen. In allen die-
sen Fällen steht der Unterhaltsabsetzbe-
trag nur dann für jeden Kalendermonat 
zu, wenn die vereinbarte Unterhaltsver-
pflichtung in vollem Ausmaß erfüllt wird 
und die Regelbedarfsätze nicht unter-
schritten werden. 

(Beträge in € pro Monat )

REGELBEDARFSÄTZE FÜR UNTERHALTSLEISTUNGEN FÜR 
DAS KALENDERJAHR 2014 VERÖFFENTLICHT

ALTERSGRUPPE 2014 2013

0 bis 3 Jahre 194,- 190,-
3 bis 6 Jahre 249,- 243,-
6 bis 10 Jahre 320,- 313,-
10 bis 15 Jahre 366,- 358,-
15 bis 19 Jahre 431,- 421,-
19 bis 28 Jahre 540,- 528,-

ANPASSUNG VIGNETTEN-
PREISE FÜR 2014


